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Bonn, den 23. Juni 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Festlegung von Mindestpreisen und Erhebung von 
Abschöpfungsbeträgen und Ausgleichsabgaben für 
Agrarerzeugnisse in den Mitgliedstaaten der EWG 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 2790 — 


Vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bun- 
desregierung wie folgt: 

I. Mindestpreise 

Mindestpreise, die bei der Einfuhr von landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen angewendet werden, sind neben Zöllen, Ab- 
schöpfungen und mengenmäßigen Beschränkungen ein bekanntes 
und brauchbares Instrument für den Schutz des nationalen 
Marktes. Der EWG-Vertrag hat daher in Artikel 44 die Mög- 
lichkeit zur Einführung von Mindestpreisen vorgesehen. Es 
handelt sich dabei um folgende Systeme: 

Entweder kann 

a) die Einfuhr vorübergehend eingestellt oder eingeschränkt 
werden, wenn die Marktpreise für das betreffende Produkt 
unter dem festgesetzten Mindestpreis absinken, oder 

b) die Einfuhr von Bedingungen abhängig gemacht werden, 
daß sie zu Preisen erfolgt, die über dem festgesetzten 
Mindestpreis liegen. 

In der Eigenart dieses Instruments liegt es, daß es nicht für 
sämtliche Waren der Land- und Ernährungswirtschaft wirksam 
angewendet werden kann. Daher wurden in den vergangenen 
Jahren im wesentlichen die leicht verderblichen Waren des 
Obst- und Gemüsesektors Mindestpreisen unterworfen. Dies 
haben außer der Bundesrepublik auch Frankreich, Belgien 
und Luxemburg getan. 

Darüber hinaus haben Frankreich und Italien für einige Vieh- 
und Fleischerzeugnisse und Italien für Butter Mindestpreise 
anstelle von Kontingenten eingeführt und damit die mengen- 
mäßigen Beschränkungen für die Einfuhren aus den EWG- 
Mitgliedstaaten beseitigt. Die Bundesrepublik sieht dagegen 
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den wirksamsten Schutz in der Aufrechterhaltung der mengen- 
mäßigen Beschränkungen, wie sie auf Grund der Marktord- 
nungsgesetze vorgesehen sind. Sie hat deshalb im Gegensatz 
zu anderen EWG-Mitgliedsländern an diesem Kontingents- 
schutz festgehalten und konnte mithin von der Anwendung 
von Mindestpreisen in diesem Warenbereich absehen. 

Frankreich wendet ferner bei Geflügel und Eiern ein Mindest- 
preisverfahren an. Die Bundesrepublik hat auf Grund über- 
nommener Verpflichtungen in internationalen Organisationen 
die Einfuhr dieser Waren liberalisiert. 

Die Bundesregierung hatte zum Schutz der deutschen Eier- 
wirtschaft bei der EWG-Kommission beantragt, bei der Ein- 
fuhr von Eiern aus den EWG-Mitgliedstaaten eine Ausgleichs- 
abgabe, gegenüber der Einfuhr aus dritten Ländern die Ein- 
führung von spezifischen Zöllen vorzusehen. Da sowohl 
Mindestpreise nach Artikel 44 EWG-Vertrag als auch Aus- 
gleichsabgaben nach Artikel 46 EWG-Vertrag nur gegenüber 
den EWG-Mitgliedstaaten angewendet werden können, wollte 
die Bundesregierung hiermit gleichzeitig einen wirksamen 
Schutz gegenüber den Drittländern schaffen. Dieser Antrag 
ist am 6. Juni 1961 von der Kommission abgelehnt worden 
unter Hinweis darauf, daß eine Gemeinschaftslösung getroffen 
werden sollte. 

Die derzeitigen Schwierigkeiten auf dem Schlachtgeflügelmarkt 
sind nicht eine Folge der EWG-Einfuhren, gegen die man 
Mindestpreise hätte anwenden können, sondern eine Aus- 
wirkung des Preisverfalls in den USA, der auch den deutschen 
Markt beeinflußt. 

II. Abschöpfungen 

Abschöpfungssysteme werden von den Mitgliedstaaten auf 
Grund ihrer nationalen Marktordnungsgesetze angewendet. 
Zur Zeit ist es nicht möglich, einen genauen Überblick zu 
geben, für welche Erzeugnisse bei der Einfuhr Abschöpfungen 
erhoben werden. Dies gilt insbesondere für die Niederlande, 
wo eine straffe Marktorganisation sich auf fast sämtliche 
landwirtschaftlichen Produkte erstreckt. Belgien hat nach In- 
krafttreten des EWG-Vertrages eine Reihe von Gesetzen er- 
lassen, die eine Spezialabgabe bei der Einfuhr von Produkten 
der Land- und Ernährungswirtschaft vorsehen. In der Bundes- 
republick unterliegen der Abschöpfung die Einfuhren von 
Getreide und Zucker. 

III. Ausgleichsabgaben 

Die Europäische Kommission hat bisher Entscheidungen über 
die Festsetzung von Ausgleichsabgaben gemäß Artikel 46 
und 226 des EWG-Vertrages nur für Einfuhren aus den übri- 
gen Mitgliedstaaten in die Bundesrepublik getroffen. Es han- 
delt sich hier um Erzeugnisse der Ernährungsindustrie, für 


2 



Deutscher Bundestag - — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2922 


die auf . Grund der unterschiedlichen Rohstoffpreise und der 
durchgeführten Binnenzollsenkungen starke Wettbewerbsnach- 
teile entstanden sind. Im einzelnen wurden Ausgleichsabgaben 
festgesetzt: 

a) Gemäß Artikel 46 

für Braumalz und Vollmilchpulver, 

b) gemäß Artikel 226 
Brot und Fondactmasse. 

Für folgende Waren prüft die Kommission zur Zeit noch die 
Anträge der Bundesregierung: 

Kunsthonig, 

Waffeln und Kekse. 

Die Bundesregierung wird weiterhin bemüht bleiben, die Über- 
sicht über die zur Zeit innerhalb der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft angewendeten Mindestpreise, Ausgleichsabgaben 
und Abschöpfungen zu ergänzen. 


Schwarz 
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